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Landkreis Stendal
Die Kreiswahlleiterin

Hinweis auf die Öffentliche Bekanntmachung

Die Öffentliche Bekanntmachung zur Kreistagswahl am 9. Juni 2024; Bekanntmachung des 
Wahltages, der Einteilung der Wahlbereiche und der Aufforderung zur Einreichung von Wahl-
vorschlägen – wurde auf der Internetseite des Landkreises Stendal unter folgender Adresse 
bereitgestellt:

www.landkreis-stendal.de

 Landkreis & Verwaltung  Die Kreisverwaltung  Öffentliche Bekanntmachungen
 sonstige Bekanntmachungen

Hansestadt Stendal, den 23. Januar 2024

					 
Susanne Hoppe			 

Hansestadt Stendal

Hinweis auf die öffentliche Bekanntmachung

Die folgende Bekanntmachung der Tagesordnung der Sitzung des 

	 • Stadtrates am 12.02.2024 um 17:00 Uhr

werden auf der Internetseite der Hansestadt Stendal bereitgestellt: 

www.stendal.de/de/sitzungen.html

Hansestadt Stendal, den 03. Februar 2024

Bastian Sieler
Oberbürgermeister	                    

Hansestadt Stendal
Abt. Planung & Stadtentwicklung

Bekanntmachung
- Abteilung Planung & Stadtentwicklung -

Im Auftrag des 
Eisenbahn-Bundesamtes – Außenstelle Halle

Änderungsplanfeststellung für das Bauvorhaben
„5. Planänderung für PFA 4.2, Schnellbahnverbindung Hannover – Berlin,

Abschnitt Oebisfelde – Staaken,
Bahn-km 95,007 bis 99,782 der Strecke 6107 Berlin Hbf-Le Bf – Lehrte

In den Gemeinden Tangermünde (Hämerten, Langensalzwedel), Stendal (Staffelde)

Der Änderungsplanfeststellungsbeschluss des Eisenbahn-Bundesamtes, Außenstelle Halle, 
vom 01.12.2023, Az. 631ppa/006-2316#003, liegt mit einer Ausfertigung des festgestellten 
Planes (einschließlich der Rechtsbehelfsbelehrung) in der Zeit vom 

			   12. Februar 2024 bis 28. Februar 2024

in der		  Hansestadt Stendal
			   Fachbereich III – Bauen & Stadtentwicklung
			   Moltkestraße 34-36
			   39576 Hansestadt Stendal

während der Sprechzeiten: 

	 Sprechzeiten:
	 Dienstag 		  von 09:00 bis 12:00 Uhr und 14:00 bis 16:00 Uhr
	 Donnerstag 		 von 09:00 bis 12:00 Uhr und 14:00 bis 18:00 Uhr

Zur allgemeinen Einsichtnahme aus. Es wird darum gebeten, für die Einsichtnahme in die 
Planunterlagen unter der Rufnummer 03931 65 1544 oder unter planungsamt@stendal.de 
einen Termin zu vereinbaren (dieser kann auch außerhalb der Öffnungszeiten erfolgen). 

Der Änderungsplanfeststellungsbeschluss und der festgestellte Plan können auch nach Vor-
heriger Terminvereinbarung beim Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Halle, Ernst-Kamieth-
Str. 5, 06112 Halle (Saale), eingesehen werden. 

Er kann des Weiteren auf der Internetzseite des Eisenbahn-Bundesamtes: https://www.eba.
bund.de/SharedDocs/Anhoerungsverfahren/DE/Sachsen_A/2022/0421_Anhoerung_5_
Planaenderung_PFA_4.2_SBV_Hannover_Berlin.html eingesehen werden. 

Mit dem Ende der gesetzlichen Auslegungsfrist von zwei Wochen gilt der Beschluss den Be-
troffenen gegenüber, an die keine persönliche Zustellung erfolgt ist, als zugestellt (§ 74 Abs. 
4 Satz 3 Verwaltungsverfahrensgesetz). 

Hansestadt Stendal, den 25.01.2024 

Bastian Sieler	                           
Oberbürgermeister	              -  Siegel  - 

Hansestadt Stendal
Abt. Planung & Stadtentwicklung

Bekanntmachung
- Abteil

2. Änderung des Flächennutzungsplans der Ortschaft Dahlen 
„Dahlen – Solarpark Heidberg“

UND
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 35/20 „Solarpark Dahlen-Heidberg“

Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Absatz 2 BauGB

Der Stadtrat der Hansestadt Stendal hat in seiner Sitzung am 04.12.2023 dem Planentwurf, 
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dem Entwurf der Begründung, sowie dem Entwurf des Umweltberichts der 2. Änderung des 
Flächennutzungsplans des Ortschaftsrats Dahlen „Dahlen – Solarpark Heidberg“ zugestimmt 
und die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Zugleich ist der Planent-
wurf sowie der Entwurf der Begründung und des Umweltberichts des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans Nr. 35/20 „Solarpark Dahlen - Heidberg“ und die öffentliche Auslegung die-
ser Planungen gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch beschlossen worden. Der Oberbürgermeister 
wurde beauftragt, die öffentliche Auslegung des Entwurfs der 2. Änderung des Flächennut-
zungsplans, sowie des Entwurfs des vorhabenbezogenen Bebauungsplans gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB durchzuführen. Der Öffentlichkeit wird damit nach § 3 Abs. 2 BauGB Gelegenheit zur 
Äußerung und Erörterung gegeben. Auch Kinder und Jugendliche sind Teil der Öffentlichkeit. 

Die Lage des Geltungsbereiches ist dem nachfolgenden Kartenausschnitt zu entnehmen: 
 

Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB werden die Entwürfe der Flächennutzungsplanänderung sowie des 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes nebst den Entwürfen der Begründungen mit Umwelt-
berichten, sowie die wesentlichen, bereits vorliegenden Stellungnahmen auf der Internetseite 
(https://www.stendal.de/de/beteiligungen.html) der Hansestadt Stendal zur Ansicht und zum 
Ausdruck 

vom 12. Februar 2024 bis einschließlich 14. März 2024 

digital bereitgestellt. Zugang besteht des Weiteren über das zentrale Internetportal Sach-
sen-Anhalts:

(https://www.geodatenportal.sachsen-anhalt.de/mapapps/resources/apps/Bauleitplanung/in-
dex.html?lang=de).

Die öffentliche Auslegung wird daneben, als zusätzliches Angebot durch Auslage im Foyer 
des Verwaltungsgebäudes Moltkestraße 34–36, Hansestadt Stendal, in der Zeit 

vom 12. Februar 2024 bis einschließlich 14. März 2024 

während nachstehender Öffnungszeiten ergänzt.

Dienstag: 		  09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr
Donnerstag: 	 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr

Außerhalb der Sprechzeiten für den Publikumsverkehr oder bei angeordneter Schließung des 
Verwaltungsgebäudes können individuelle Termine telefonisch unter 03931 65-1544/ -1545 
oder planungsamt@stendal.de vereinbart werden.

Stellungnahmen können während der vorgenannten Auslegungsfrist schriftlich unter Nut-
zung folgender Anschriften eingereicht werden:

per Post:	 Hansestadt Stendal                    per E-Mail: planungsamt@stendal.de
			   Abt. Planung & Stadtentwicklung 
			   Moltkestraße 34-36
			   39576 Hansestadt Stendal

Für die Rechtzeitigkeit ist nicht die Absendung, sondern der Eingang bei der Hansestadt Sten-
dal entscheidend. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschluss-
fassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. 

Datenschutz:
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 Buch-
stabe e (DSGVO) i.V.m. § 3 BauGB und dem DSG LSA. Weitere Informationen entnehmen 
Sie bitte dem Formblatt „Datenschutzinformation“, das ebenfalls öffentlich bzw. im Internet 
ausliegt.

Informationen zu behandelten Umweltthemen gemäß §3 Abs. 2 BauGB

Gemäß § 2a BauGB wurden für die 2. Änderung des Flächennutzungsplans der Ortschaft 
Dahlen „Dahlen – Solarpark Heidberg“ sowie für den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Nr. 35/20 „Solarpark Dahlen - Heidberg“ Umweltberichte erstellt. In den Umweltberichten 
werden die nachfolgend gelisteten Informationen zu folgenden Schutzgütern gegeben:

• Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt:
Umweltberichte: bisher intensiv landwirtschaftlich genutzte Flächen bieten wenig Lebens-
raum für Fauna und Flora; temporäre Beeinträchtigungen durch Anlagenbau möglich; Kar-
tierung von, Amphibien, Avifauna und Reptilien Maßnahmen verhindern Verletzung/Tötung 
und erhebliche Störungen für Brutvogelarten Amphibien und Reptilien; nach Anlageerrich-
tung auf der Fläche höhere Biodiversität möglich; Störungen während der Bauphase werden 
durch Maßnahmen verhindert; Erhalt der vorhandenen Gehölze; 

• Schutzgut Boden:
Umweltberichte: Bodenfunktionsbewertungsverfahren LAU; landwirtschaftlich genutzte 
Flächen werden in extensives Grünland umgewandelt; nur geringe baubedingte Auswirkun-
gen zu erwarten; Aufwertung der Bodennutzung und Verbesserung der Funktionsfähigkeit 
des Bodens durch Umwandlung von Acker in extensives Grünland

• Schutzgut Wasser:
Umweltberichte: Beschreibung der Gewässersituation im Plangebiet und dessen Umfeld; kei-
ne erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten, 

• Schutzgut Luft und Klima:
Umweltberichte: Veränderungen von Flächennutzungen können sich auf das Mikroklima 
auswirken; Aufgrund der Umwandlung der Fläche von Ackerland in Grünland Emissionen 
von Lachgas möglich, lediglich in der Bauphase entstehen geringe Emissionen durch Bau-
fahrzeuge 

• Schutzgut Fläche:
Umweltberichte: bisher intensiv genutzte ertragsschwache Ackerflächen, danach extensive 
Grünlandnutzung

• Schutzgut Landschaft:
Umweltberichte: Starke technische Überprägung der Landschaft durch Bahn und Straße vor-
handen; dominante Wirkung der PV-Anlagen aus südlicher Richtung wird durch Anlage von 
Feldgehölzen ausgeglichen; geringe Reflexblendungen im näheren Umfeld sind möglich; Sicht-
barkeit aus der Entfernung durch die umliegenden Gehölze und Ersatz- und Ausgleichsmaßnah-
men reduziert; erhöhter Reihenabstand ermöglicht blühende Ruderalflur zwischen den Modulen

• Schutzgut Mensch, insbesondere menschliche Gesundheit:
Umweltberichte: durch Lage des Plangebiets Vorbelastungen mit Lärmemissionen vorhan-
den; während der Bauphase weitere Lärmemissionen möglich; keine Auswirkungen auf 
menschliche Gesundheit; 

• Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter:
Umweltbericht: Keine bekannte Archäologische Fundstelle; bei Funden sind Maßnahmen 
zum Schutz festgesetzt 

Hansestadt Stendal, den 25.01.2024 

Bastian Sieler	                           
Oberbürgermeister	              -  Siegel  - 

Hansestadt Stendal
Abt. Planung & Stadtentwicklung

Bekanntmachung
13. Änderung des Flächennutzungsplans der Hansestadt Stendal 

„Solarpark Stendal Heerener Straße - Bullenberg“
UND

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 40/21 
„Solarpark Stendal – Heerener Straße - 

Bullenberg“
Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Absatz 2 BauGB

Der Stadtrat der Hansestadt Stendal hat in seiner Sitzung am 04.12.2023 den Planentwurf und 
den Entwurf der Begründung der 13. Änderung des Flächennutzungsplans der Hansestadt 
Stendal „Solarpark Stendal – Heerener Straße - Bullenberg“ zugestimmt und die öffentliche 
Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Zugleich ist der Planentwurf sowie der Ent-
wurf der Begründung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 40/21 „Solarpark Sten-
dal – Heerener Straße - Bullenberg“ und die öffentliche Auslegung dieser Planungen gemäß  
§ 3 Abs. 2 Baugesetzbuch beschlossen worden. Der Oberbürgermeister wurde beauftragt, die 
öffentliche Auslegung des Entwurfs der 13. Änderung des Flächennutzungsplans, sowie des 
Entwurfs des vorhabenbezogenen Bebauungsplans gemäß § 3 Abs. 2 BauGB durchzuführen. 
Der Öffentlichkeit wird damit nach § 3 Abs. 2 BauGB Gelegenheit zur Äußerung und Erörte-
rung gegeben. Auch Kinder und Jugendliche sind Teil der Öffentlichkeit. 

Die Lage des Geltungsbereiches ist dem nachfolgenden Kartenausschnitt zu entnehmen:
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Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB werden die Entwürfe der Flächennutzungsplanänderung sowie des 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes nebst den Entwürfen der Begründungen mit Umwelt-
berichten, sowie die eingegangenen umweltrelevanten Stellungnahmen auf der Internetseite 
(https://www.stendal.de/de/beteiligungen.html) der Hansestadt Stendal zur Ansicht und zum 
Ausdruck

vom 12. Februar 2024 bis einschließlich 14. März 2024 

digital bereitgestellt. Zugang besteht des Weiteren über das zentrale Internetportal Sach-
sen-Anhalts 

(https://www.geodatenportal.sachsen-anhalt.de/mapapps/resources/apps/Bauleitplanung/in-
dex.html?lang=de).

Die öffentliche Auslegung wird daneben, als zusätzliches Angebot durch Auslage im Foyer 
des Verwaltungsgebäudes Moltkestraße 34–36, Hansestadt Stendal, in der Zeit vom 

12. Februar 2024 bis einschließlich 14. März 2024 

während nachstehender Öffnungszeiten ergänzt.

Dienstag: 		  09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr
Donnerstag: 	 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr

Außerhalb der Sprechzeiten für den Publikumsverkehr oder bei angeordneter Schließung des 
Verwaltungsgebäudes können individuelle Termine telefonisch unter 03931 65-1544/ -1545 
oder planungsamt@stendal.de vereinbart werden. Stellungnahmen können während der vor-
genannten Auslegungsfrist schriftlich unter Nutzung folgender Anschriften eingereicht wer-
den:

per Post:	 Hansestadt Stendal              per E-Mail: planungsamt@stendal.de
			   Abt. Planung & Stadtentwicklung 
			   Moltkestraße 34-36
			   39576 Hansestadt Stendal

Für die Rechtzeitigkeit ist nicht die Absendung, sondern der Eingang bei der Hansestadt Sten-
dal entscheidend. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschluss-
fassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. 

Datenschutz:
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 Buch-
stabe e (DSGVO) i.V.m. § 3 BauGB und dem DSG LSA. Weitere Informationen entnehmen 
Sie bitte dem Formblatt „Datenschutzinformation“, das ebenfalls öffentlich bzw. im Internet 
ausliegt.

Informationen zu behandelten Umweltthemen gemäß §3 Abs. 2 BauGB

Gemäß § 2a BauGB wurden für die 13. Änderung des Flächennutzungsplans der Hansestadt 
Stendal „Solarpark Stendal – Heerener Straße - Bullenberg“ sowie für den Vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan Nr. 40/21 „Solarpark Stendal – Heerener Straße - Bullenberg“ Umwelt-
berichte erstellt. In den Umweltberichten werden die nachfolgend gelisteten Informationen 
zu folgenden Schutzgütern gegeben:

• Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt:
Umweltberichte: bisher intensiv landwirtschaftlich genutzte Flächen bieten wenig Lebens-
raum für Fauna und Flora; temporäre Beeinträchtigungen durch Anlagenbau möglich; Maß-
nahmen verhindern Verletzung/Tötung und erhebliche Störungen für Brutvogelarten und 
Reptilien; Kleinteiliger Entzug von Nahrungsflächen für Graugänse; nach Anlageerrichtung 
entsteht auf der Fläche höhere Biodiversität; Kein Lebensraum/Wanderkorridor für Amphi-
bien; Vorhandenes Habitat von Zauneidechsen bleibt unberührt; Störung von Einzeltieren 
während der Bauphase möglich.

• Schutzgut Boden:
Umweltberichte: Bodenfunktionsbewertungsverfahren LAU; landwirtschaftlich genutzte 
Flächen werden in extensives Grünland umgewandelt; nur geringe baubedingte Auswirkun-
gen zu erwarten; Aufwertung der Bodennutzung und Verbesserung der Funktionsfähigkeit 
des Bodens durch Umwandlung von Acker in extensives Grünland

• Schutzgut Wasser:
Umweltberichte: Beschreibung der Gewässersituation im Plangebiet und dessen Umfeld; kei-
ne erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten, Schutzabstand zu nahe gelegenen Flott-
graben wird eingehalten

• Schutzgut Luft und Klima:
Umweltberichte: Veränderungen von Flächennutzungen können sich auf das Mikroklima aus-
wirken; keine weiteren Beeinträchtigungen von Luft und Klima zu erwarten, lediglich in der 
Bauphase entstehen geringe Emissionen durch Baufahrzeuge 

• Schutzgut Fläche:
Umweltberichte: bisher intensiv genutzte Ackerflächen, danach extensive Grünlandnutzung

• Schutzgut Landschaft:
Umweltberichte: Starke technische Überprägung der Landschaft; geringe Reflexblendungen 
im näheren Umfeld sind möglich; Anlagen sind straßenseitig teilweise einsehbar; Sichtbar-
keit aus der Entfernung durch die umliegenden Gehölze und Ersatz- und Ausgleichsmaßnah-
men reduziert; 

• Schutzgut Mensch, insbesondere menschliche Gesundheit:
Umweltberichte: durch Lage des Plangebiets neben der Heerener Straße mittlerer Vorbelas-

tungen mit Lärmemissionen vorhanden; beim Betrieb der Photovoltaikanlage entstehen keine 
zusätzlichen Lärmemissionen; keine Auswirkungen auf menschliche Gesundheit; 

• Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter:
Umweltbericht: Vorhandenes Kulturdenkmal vorhanden; Schutz durch archäologisches Do-
kumentationsverfahren 

Hansestadt Stendal, den 25.01.2024 

Bastian Sieler	                           
Oberbürgermeister	              -  Siegel  - 

Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land
-Verbandsgemeindewahlleiterin-

Öffentliche Bekanntmachung
zu den Kommunalwahlen am 09. Juni 2024 – 

Verbandsgemeinderatswahl 2024

Gemäß §§ 6, 15 und 21 Kommunalwahlgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KWG LSA) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 2004 (GVBl. LSA S. 92) zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 25. Oktober 2023 (GVBl. LSA S. 590) in Verbindung mit § 29 Kommunal-
wahlordnung des Landes Sachsen-Anhalt (KWO LSA) vom 24. Februar 1994 (GVBl. LSA  
S. 338) zuletzt geändert durch Verordnung vom 23. September 2023 (GVBl. LSA S. 501) 
mache ich zur Verbandsgemeinderatswahl folgendes bekannt:

I.	 Bekanntmachung des Wahltages

	� Die Wahl des Verbandsgemeinderates erfolgt gemäß Kabinettsbeschluss vom 13.06.2023 am 

Sonntag, den 09. Juni 2024, in der Zeit von 8:00 bis 18:00 Uhr.

II.	 Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl des Verbandsgemeinderates

	� Die Wahlvorschläge sind von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, von 
Gruppen von Wahlvorschlägen (Wählergruppen) und von Einzelpersonen (Einzelbewer-
bern) gemäß § 21 Abs. 1, 2 und 9 KWG LSA und § 30 KWO LSA spätestens bis zum

02. April 2024, 18:00 Uhr

	� bei dem Verbandsgemeindewahlleiter unter der nachfolgend aufgeführten Adresse einzu-
reichen:

Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land
Verbandsgemeindewahlleiter

Wahlamt 
Bismarckstr. 12

39524 Schönhausen (Elbe).

	� Die Formblätter für die Wahlvorschläge werden auf Anforderung kostenfrei zur Verfü-
gung gestellt. 

III.	 Anzahl der zu wählenden Mitglieder des Verbandsgemeinderates

	� Die Zahl der Mitglieder für den Verbandsgemeinderat errechnet sich nach § 37 Abs. 2 
i.V.m. § 158 Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. April 2023 (GVBl. LSA S. 209), ist der 
maßgebliche Stichtag für die Ermittlung der Einwohnerzahlen der 31. Dezember 2022.

	 Für die Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land ergibt sich eine Einwohnerzahl von 8.207.

	 Die Zahl der Verbandsgemeinderatsmitglieder beträgt demnach 20.

IV.	 Einteilung und Abgrenzung der Wahlbereiche

	 1.	 Einteilung der Wahlbereiche

	� Das Wahlgebiet der Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land wird durch Beschlussfassung 
der Vertretung vom 13. Dezember 2023 gemäß § 7 KWG LSA in folgende 2 Wahlberei-
che eingeteilt:

	 Wahlbereich I	 Schollene / Schönhausen (Elbe) / Wust-Fischbeck
	 Wahlbereich II	 Kamern / Klietz / Sandau (Elbe)

	 2.	 Abgrenzung der Wahlbereiche

	 Die Abgrenzung der Wahlbereiche erfolgt wie nachstehend aufgeführt:

	 Wahlbereich I	 Schollene / Schönhausen (Elbe) / Wust-Fischbeck
	 umfasst das Gebiet: 	 Gemeinde Schollene 
					     Gemeinde Schönhausen (Elbe) 
					     Gemeinde Wust-Fischbeck 
	 Wahlbereich II	 Kamern / Klietz / Sandau (Elbe)
	 umfasst das Gebiet: 	 Gemeinde Kamern
					     Gemeinde Klietz 
					     Stadt Sandau (Elbe) 
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V.	 Höchstzahl der Bewerber

	� Nach § 21 Abs. 4 Satz 2 KWG LSA ist die Höchstzahl der auf einen Wahlvorschlag zu 
benennenden Bewerber zu errechnen. Unter Berücksichtigung der Zahl von 20 Mitglie-
dern und der 2 Wahlbereiche beträgt die Höchstzahl der Bewerber je Wahlvorschlag und 
Wahlbereich 13.

VI.	Einreichung und Inhalt der Wahlvorschläge

	� Jede Partei oder Wählergruppe darf nur einen Wahlvorschlag für den jeweiligen Wahlbe-
reich einreichen. Die Reihenfolge der Bewerber muss gemäß § 21 Abs. 4 KWG LSA aus 
dem Wahlvorschlag ersichtlich sein.

	� Nach § 21 Abs. 5 KWG LSA darf der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers nur den 
Namen dieses Bewerbers enthalten. 

	 Der Wahlvorschlag muss gemäß § 21 Abs. 6 KWG LSA enthalten:
	
		  a)	� Familiennamen, Vornamen, Beruf oder Stand, Geburtsdatum, Anschrift (Haupt-

wohnung) eines jeden Bewerbers;
		  b)	� Namen der Partei, wenn der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht wird 

(ggf. Kurzbezeichnung); der Namen der Partei muss mit dem Namen überein-
stimmen, den sie im Land führt;

		  c)	� Kennwort der Wählergruppe, wenn der Wahlvorschlag von einer Wählergruppe 
eingereicht wird (ggf. Kurzbezeichnung) der Wählergruppe; aus dem Kennwort 
muss hervorgehen, dass es sich um eine Wählergruppe im Wahlgebiet handelt; 
das Kennwort einer Wählergruppe muss in allen Wahlbereichen des Wahlgebie-
tes übereinstimmen; das Kennwort einer Wählergruppe darf nicht den Namen 
von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder deren Kurzbe-
zeichnung enthalten;

		  d)	� Wahlgebiet und Wahlbereich, wenn das Wahlgebiet in mehrere Wahlbereiche 
eingeteilt worden ist.

	� Nach § 21 Abs. 7 KWG LSA müssen die Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei 
Mitglied dieser Partei oder parteilos sein. 

	� Der Wahlvorschlag für die Wahl zum Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde El-
be-Havel-Land muss nach § 21 Abs. 9 KWG LSA von mindestens 1 v.H. der zur letzten 
allgemeinen Neuwahl der Vertretung Wahlberechtigten, jedoch nicht mehr als von 100 
Wahlberechtigten des Wahlbereiches:

	
		  -	 im Wahlbereich I von mindestens      39 Wahlberechtigten des Wahlbereiches 
		  -	 im Wahlbereich II von mindestens    30 Wahlberechtigten des Wahlbereiches

	 persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. 
	
	� Es dürfen nur solche Unterstützungsunterschriften berücksichtigt werden, die zwischen 

dem Zeitpunkt der Bekanntmachung nach § 15 KWG LSA und dem Ende der Einrei-
chungsfrist abgegeben worden sind. Jeder Wahlberechtigte darf nur einen Wahlvorschlag 
unterzeichnen. Hat er mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, so sind die Unterschriften 
auf Wahlvorschlägen ungültig, die nach der ersten Bescheinigung des Wahlrechts einge-
hen.

	
	� Die nachfolgend aufgeführten Parteien und Wählergruppen erfüllen die Voraussetzungen 

des § 21 Abs. 10 KWG LSA, sind von der Beibringung der Unterstützungsunterschriften 
befreit und bedürfen anstelle der Unterstützungsunterschriften nach § 21 Abs. 9 KWG 
LSA die Unterschrift des für das Wahlgebiet zuständigen Parteiorgans bzw. des Vertre-
tungsberechtigten der Wählergruppe. Für Einzelbewerber ist die Unterschrift des Bewer-
bers ausreichend.  

	 Christlich Demokratische Union Deutschlands	 (CDU)
	 Alternative für Deutschland	 (AfD)
	 DIE LINKE			  (DIE LINKE)
	 Sozialdemokratische Partei Deutschlands	 (SPD)
	 Freie Demokratische Partei 	 (FDP)
	 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 	 (GRÜNE)
	 Allgemeine Bürgerbewegung Sandau
	 Alternative Wählerliste Schönhausen
	 JUGEND Schollene
	 Wählergemeinschaft Klietz
	 Wählergemeinschaft Wulkau
	 Einzelbewerber Brandt
	 Einzelbewerber Seidel

	� Die Wahlvorschläge sind unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften aufzustellen. 
Hierzu wird insbesondere auf die Bestimmungen der §§ 21 KWG LSA und 30 KWO 
LSA hingewiesen.

VII. Wahlanzeigen

	� Parteien die unter § 22 KWG LSA fallen, werden auf das Erfordernis der Wahlanzeige 
hingewiesen. Die Wahlanzeige hat bis zum 04. März 2024, 18:00 Uhr bei der Landes-
wahlleiterin zu erfolgen.

VIII. Wahlrecht und Wählbarkeit für Unionsbürger

	� Nach § 29 Abs. 2a KWO LSA sind Staatsangehörige aus anderen Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Union nach den für Deutsche geltenden Voraussetzungen wahlberechtigt 
und wählbar. 

	� Sie sind nicht wählbar, wenn sie nach den deutschen oder den Rechtsvorschriften des 

Staates, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzen, vom Wahlrecht ausgeschlossen sind 
oder sie infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öf-
fentlicher Ämter verloren haben.

Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land, den 11.01.2024

Friedebold
Verbandsgemeindewahlleiterin	

Zweckverband Altmärkischer Regionalmarketing- und Tourismusverband

Hinweis über die Öffentliche Bekanntmachung

Die Bekanntmachung über den Wirtschaftsplan 2024 des kommunalen Zweckverbandes Alt-
märkischer Regionalmarketing- und Tourismusverband (ART) wurde auf der Internetseite 
www.altmark.de im Bereich „Service/Ueber-uns“ bereitgestellt.
Die o. g. Bekanntmachung kann in der Geschäftsstelle des ART, Marktstr. 13, 39590 Tanger-
münde vom 19.02.-27.02.2024 zu den Geschäftszeiten eingesehen werden.

Tangermünde, 23.01.2024

gez. Reckling-Kurz
Geschäftsführerin		

Technologiepark Altmark
Eigenbetrieb der Hansestadt Stendal

Bekanntmachung

gem. § 19 (5) Eigenbetriebsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt vom 24.03.1997, in der 
z.Zt. gültigen Fassung vom 22.06.2018

Der Stadtrat der Hansestadt Stendal hat in seiner Sitzung am 04.12.2023 die Feststellung des 
Jahresabschlusses 2022 des Technologiepark Altmark - Eigenbetrieb der Hansestadt Stendal 
- sowie die Entlastung der Betriebsleitung für das Geschäftsjahr 2022 beschlossen.

Der Jahresgewinn in Höhe von 4.256,87 Euro soll auf neue Rechnung vorgetragen werden.

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An den Technologiepark Altmark - Eigenbetrieb der Hansestadt Stendal, Hansestadt Stendal.

Ich habe den Jahresabschluss des Technologiepark Altmark - Eigenbetrieb der Hansestadt 
Stendal, Hansestadt Stendal - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2022 und der 
Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31.  Dezember 
2022 sowie dem  Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden - geprüft. Darüber hinaus habe ich den Lagebericht des Technologiepark Stendal - 
Eigenbetrieb der Hansestadt Stendal, Hansestadt Stendal, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2022 geprüft.

Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

° �entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens - und Finanzlage des Technologieparks 
zum 31.Dezember 2022 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 01. Januar bis 
zum 31. Dezember 2022 und

° �vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigen-
betriebs. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jah-
resabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. Mein Prüfungsurteil zum Lagebericht 
erstreckt sich nicht auf den Inhalt der obengenannten Erklärung zur Unternehmensführung.

Gemäß § 322 Abs.3 Satz 1 HGB erkläre ich, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Ich habe meine Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Meine Verantwortung 
nach diesen Vorschriften  und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ meines  Bestätigungs-
vermerks weitergehend beschrieben. Ich bin von dem Unternehmen unabhängig  in Überein-
stimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und habe 
meine sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen 
erfüllt. Ich bin der Auffassung, dass die von uns erlangten  Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für meine Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen.

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als not-
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wendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei 
von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beur-
teilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 
sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Technologieparks vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet, um die Aufstellung 
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vor-
schriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im 
Lagebericht erbringen zu können.

Der Stadtrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des 
Technologieparks zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Meine Zielstellung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstel-
lungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigen-
betriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit 
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der meine Prüfungsurteile zum Jah-
resabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
führte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen 
können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und als wesentlich angesehen, wenn 
vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt sie auf der Grund-
lage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen 
von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung übe ich pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahre eine kritische 
Grundhaltung.
Darüber hinaus

° �identifiziere und beurteile ich die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsich-
tigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, plane und führe 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlange Prüfungsnach-
weise, die ausreichend und angemessen sind, um als Grundlage für meine Prüfungsurteile 
zu dienen. Das Risiko, dass wesentlich falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist 
bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, 
Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw, das Au-
ßerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

° �gewinne ich ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten in-
ternen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen 
und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser 
Systeme des Eigenbetriebs abzugeben.

° �beurteile ich die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

° �ziehe ich Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsi-
cherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 
Zweifel an der Fähigkeit des Technologieparks  zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls ich zu dem Schluss komme, dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, bin ich verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben un-
angemessen sind, mein jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Ich ziehe meine Schluss-
folgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum meines Bestätigungsvermerks erlangten 
Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, 
dass der Eigenbetrieb seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

° �beurteile ich die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäfts-
vorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Technologieparks vermittelt.

° �beurteile ich den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent-
sprechung  und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens.

° �führe ich Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-
kunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prü-
fungsnachweise vollziehe ich dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von 

den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteile 
die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein 
eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde 
liegenden Annahmen gebe ich nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, 
dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Ich erörtere mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die ich während meiner Prüfung 
feststelle.

Magdeburg, den 11. Juli 2023

Dr. Klemm 
Wirtschaftsprüfer

Feststellungsvermerk des Rechnungsprüfungsamtes zum Jahresabschluss 2022 für den 
Technologiepark Altmark, Eigenbetrieb der Hansestadt Stendal 

Es wird festgestellt, dass nach pflichtgemäßer am 11.07.2023 abgeschlossener Prüfung durch 
den mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragten Wirtschaftsprüfer Dr. H.-J. Klemm 
die Buchführung und der Jahresabschluss des Technologieparks Altmark, Eigenbetrieb der 
Hansestadt Stendal den gesetzlichen Vorschriften und der Betriebssatzung entsprechen. Der 
Jahresabschluss vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Wirtschafts-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragssituation des Unternehmens. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahres-
abschluss. Die wirtschaftlichen Verhältnisse geben zu Beanstandungen keinen Anlass.

Diana Richter
Leiterin Rechnungsprüfungsamt

Es besteht die Möglichkeit zur Einsichtnahme nach der Veröffentlichung in der Zeit vom 
05.02.2024 bis zum 16.02.2024 während der Dienstzeiten im Büro Technologiepark Altmark, 
Arneburger Str. 24, Haus 1.

	
Bastian Sieler		  Jörg Rosenlöcher
Oberbürgermeister	 Betriebsleiter

Technologiepark Altmark
Eigenbetrieb der Hansestadt Stendal

Bekanntmachung

gem. § 16 (4) Eigenbetriebsgesetz  des Landes Sachsen-Anhalt vom 24.03.1997 in der 
z.Zt. gültigen Fassung vom 22.06.2018

Der Stadtrat der Hansestadt Stendal hat in seiner Sitzung am 04.12.2023 den Wirtschaftsplan 
des Technologiepark Altmark – Eigenbetrieb der Hansestadt Stendal – für das Jahr 2024 be-
schlossen.

Der Wirtschaftsplan ist gem. §16 (4) EigBG mit folgenden Punkten zu veröffentlichen:

Gesamtbetrag Erträge:		  534.120 €
Gesamtbetrag Aufwendungen:	 551.900 €
Vermögensplan Einnahmen:	 219.900 €
Vermögensplan Ausgaben:		 219.900 €

Der vollständige Wirtschaftsplan mit Erfolgsplan, Vermögensplan und Stellenübersicht liegt 
zur Einsichtnahme nach der Veröffentlichung aus.
Die Unterlagen sind vom 05.02.2024 bis zum 16.02.2024 während der Dienstzeiten im Büro 
Technologiepark Altmark, Arneburger Str. 24, Haus 1 einsehbar.

	
Bastian Sieler		  Jörg Rosenlöcher
Oberbürgermeister	 Betriebsleiter
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